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ZUR „RENTABILITÄT" DER UMWELTDELIKTEN

I. AUSGANGSLAGE

Nicht selten  w urde in der Vergangenheit — im Zusam menhang mit 
der geringen strafrechtlichen Ab sc breckungswiirkung gegenüber Um- 
weltstiraftätern — in der Fachpresse das Beispiel erw ähnt, daß e in  Ka-
pitän, der auf See seine Öltanks wäscht und die Schadstoffe ins Meer 
leitet, eine  Geldstrafe von 3000 DM zu zahlen habe — falls er  über-
haupt gefaßt werde. Das ordnungsgem äße Reinigen der Taniks w ürde 
dagegen 30 000 DM kosten1.

M ittels dieser Fallgestaltung kann  m an vielfältige Probleme einer 
effektiven Bekämpfung der m ittleren und schw eren Um w eltkrim inalität 
verdeutlichen*.

Es gibt zwei Hauptquellen, die z ut  illegalen Oledmleitung von See-
schiffen führen, näm lich die Tantoreinigung und die Beseitigung der 
Rückstände aus dem  Schiffsantrieb:

a) Etwa 1% der Ladung — die  schw eren Bestandteile im Öl — 
setzen sich im den Ladetanfcs von Tankschiffen ab. Dies m acht nach 
jeder zweiten bis vierten  Fahrt e ine  Reinigung notwendig; soweit nicht 
festinstallierte Tankreinigungsanlagen vorhanden sind, wird die Säube- 
типд zuweilen mittels W asserspülung vorgenom men. Auch bei Ballast-
w asser, das aus StabilitätsgTÜnden für Leerfahrten verw andt wird, ge-
langt beim Leerpumpen ö l  in die See.

* Edwin K u b e ,  Dr. iur. Honorarprofessor an der Justus-Liebig-Universität 
Giessen; Abteilungspräsident des Bundeskriminalamts, Wiesbaden.

1 H.-E. S p r i t t u l a ,  U m w eltstra ftä ter und andere Leute, „Der Kriminalist” 1984, 
S. 279.

* Zum Folgenden P. K u n d g ,  Ö lverschm utzu ng durch Schiffe  —  Das V erhältn is
von Recht und Wirklichkeit am Beispiel der Nordsee,  „Natur 4- Recht" 1986, S. 265 f.



b) Etwa 1% des verbrauchten  Kraftstoffes fällt als ölschlam m  an. 
Zusammen mit Rück standsölen, die aus der Aufbereitung m inderwer-
tiger Öle entstehen, w erden diese Schadstoffe nach Experten meinung 
zu etw a 20% heim lich außenbords gepumpt.

Hier wird offenkundig, daß  Um weltdelikte kaum  mit klassischen 
M itteln der Strafverfolgung und kaum  mit herkömmlich ausgebildeten 
Polizeibeam ten wirksam  bekäm pft w erden  können.

Auch bei der Frage nach  den Entstehungsbed i ngungen solchen so-
zialschädlichen V erhaltens zeigt diese Fallgestaltung ein  typisches Erklä- 
rungsm uster für die im Rahm en der Berufsausübung begangene Um welt-
delinquenz. Die Entsorgungsanlagen sind in den meisten Häfen nicht 
ausreichend, Zudem entstehen für die Entsorgung hohe Kosten. Dies 
gilt einm al für die Schlepp- und Liegekosten, zum ändern aber auch 
für die bei der hohen Viskosität des Ölschlamms zu zahlenden Preise. 
Aus Konkunrenzgrümden w irkt sich in der Seeschiffahrt Rechtstreue oft 
als Wet'tbewerbsmaehiteil aus.

Schließlich eignet sich dieses Beispiel mit der Seeverschmutzung 
auch noch exem plarisch für die generell bei der Um weltkrim inalität 
erheblichen Problem e betreffend

— Entdeckungswahirischeinilichkeit
— A ufklärungsw ahrseheinliehkeit
— SanktionswahirscheinMchkeit
— Sanktiionsmaß.
Diese Elemente, denen gerade bei dem m ehr oder w eniger „rational" 

vorgehenden Um weltsbraftäter e ine  erhebliche abschreckende W irkung 
zufconimen sollte, haben sich zu einem  stumpfen Instrum entarium  e n t-
w ickelt3. Insbesondere die grenzüberschreitende, aber auch die im Inland 
begangene Umwelitdelinquenz w eist e in hohes Dunkelfeld bzw. e ine  
im Vergleich zu anderen Deliktsbereichen überproportionale Einstel-
lungsquote auf. In unserem  Fall hängt das dam it zusammen, daß solche 
Straftaten nicht selten auf hoher See begangen w erden4. Trotz eines 
erheblichen Überw achungsaufwandes hinsichtlich der Ölverschmutzung 
der Nordsee — allein die Anschaffung des Überw achungsgeräts für 
zwei Flugzeuge verursachte 1985 e inen  Kostenaufwand von ca. 8,5 Mill. 
DM — führen offenbar die M aßnahm en kaum  zu einer wesentlichen 
Ausschöpfung des Dunkelfeldes. So w urden seit 1974 jährlich ca. 100 bis 
200 Fälle unerlaub ter Öleinleitung 'bekannt. In etw a 70 Fällen gelingt

3 Dazu E. K u b e / N .  S e i t z, Zur „Rentabilität'' von  U m w eltdelik ten  oder: V iel 
passiert, w enig  geschieht,  „Deutsche Richterzeitung" 1987, S. 41 ff.

4 Zu den Grenzen des nationalen und internationalen Rechts am Beispiel der 
Chemikalientankschiffahrt vgl. G. W e  s t  e r  m a n n ,  [in:] G. S c h u l z e / H .  L o t z ,  
Polizei und U m w elt, Teil 2, W iesbaden (in Druck).



dabei die Identifizierung des Ver schmutzers5. Obwohl e in gerade vom 
Deutschen H ydrographischen Institut entw ickeltes Verfahren zur Iden-
titätsfeststellung von  eingeleitetem  und am Bord befindlichem Ölschlamm 
eine besonders valide M eßtechnik daretellt, läßt sich nicht verm eiden, 
daß die SchifHbesaitzumg Unkenntnis vorgaukelt oder sich erst gar nicht 
zur Sache eimläßt.

W ährend der überwiegende Teil der V erfahren mittels Bagatellein- 
steilung nach § 153 a StPO erled ig t wird, hält sich das Strafmaß bei 
den übrigen Straftaten bisher in recht bescheidenem  Rahmen. Der Straf-
rahm en belief sich in der Vergangenheit üblicherw eise zwischen 30 
und 250 Tagessätzen, wobei als Kriterium  für die Anzahl der Tages-
sätze der Verschm utzungsgrad — vor allem  der Umfang der verschm u-
tzten M eeresoberfläche — verw andt wird. So kann es Vorkommen®, 
daß gerade bei ausländischen Straftätern, deren Einkommensverhältnis- 
se nur schwierig zu erheben sind, geringfügige Tagessätze festgelegt 
w erden — wie etw a im Fall eines Kapitäns eines peruanischen Schiffes, 
den das Am tsgericht Hamburg am 24. Januar 1984 zu e iner Tagessatz-
höhe von 8 DM veru rteilt hat. Inzwischen w urden von deutschen Ge-
richten erstm als Freiheitsstrafen w egen M eeresverschm utzung verhängt

und zwar gegen brasilianische und ägyptische Staatsangehörige. Da-
rüber hinaus w urde ein  Schiff, mittels dessen die S traftat begangen 
w orden war, nach den §§ 74, 75 StGB eingeziogen (AG-Hamburg 142 a

1420/85; 142 a D s/lllO  Js 1808/85). Auch dies en tspricht dem Sanc-
tions trend bei anderen Um w eltstraftaten.

Dessen ungeachtet gehen W issenschaftler und Praktiker zunehmend 
davon aus, daß — w ie es der S trafrechtler H arro O tto ausdrückte7 — 
„grundlegende V erbesserungen der Um w eltsituation [...] kaum  vom Straf-
rech t zu erw arten" seien. Als Konsequenz fordern m anche Experten, 
von e iner Ressourcenaufstockung für die Strafverfolgung abzusehen, 
vielmehr die Forschungs- und Entwicklungsvorhaben für kostengünsti-
gere  Entsorgungsm öglichkeiten oder überhaupt für die Schadstoffver-
m eidung finanziell zu fördern8.

O hne die Bedeutung solcher Forschungs-und Entwicklungsaufgaben 
■bezweifeln zu wollen, ste llt sich jedoch die Frage, oib m an — hin-
sichtlich der Prävention durch effektive S trafverfolgung — nicht zu

5 P. К u n i g a.a.O., S. 269. Zur schadensrechtlichen Situation bei Tankerun-
fällen  auf See vgl. o.V., Erhöhung der Entschädigungssum m en bei Ta nkerunlällen  
aul See, „Der Betrieb” 1987, S. 156.

8 P. K u n i  g a.a.O„ S. 269 sow ie E. K u b e / N .  S e i t z  a.a.O., S. 41 ff.
7 H. O t t o ,  Besprechung vo n H üm bs-Krusche/Krusche, Die stra frechtliche Er-

fassung von U m weltbelastungen, [in:] G oltdam m er's A rc hiv  1985, S. 469.
8 P. К u n i g a.a.O., S. 270.



schnell „die Flinte ins K om  wirft". Dabei (ist daran zu denken, daß 
die  Eindämmung der Um weltdelikte n icht nur auf der Kostenseiite, 
sondern auch auf der Nutzenseiite erfolgen 'muß. Zweifellos ist die Ko- 
stenseite für den Straftäter bisher nich t effektiv genug ausgestalte t w or-
den. In der Praxis finden sich z. B. oft m ehr oder weniger explizit e in -
geräum te „Uberw achungswerte", a lso Toleranzs|pieliräume, die erst dann 
überschritten — und damiit strafrechtlich re levan t — werden, wenn 
das M ittel m ehrerer Kontrollm essungen e in entsprechendes Resultat 
erbring t9. Vieles w äre  in diesem Zusamm enhang zu tun, wobei etw a 
an die Anzeigepflichten für Verwaltungslbeam te von Sonderbehörden10, 
die verbesserte A usgestaltung der strafrechtlichen V erantw ortung für 
A m tsträger der Um weltschutzbehörden11, aber auch an die Spezialisie-
rung und angem essene apparative  A usstattung der Polizei zu denken 
ist. Insbesondere w ird jedoch bei a llen auf Vermögenszuwachs gerich-
teten S traftaten das Problem der Abschöpfung von G ew innen im w eite-
sten  Sinn unzureichend hervargehoben. Dabei stellen Schadensrecht 
sowie Gewinnerm ittlung und Gewinnabschöpfung nach § § 7 3  ff. StGB 
die beiden w ichtigsten Ansätze dar.

M it anderen W orten: Bei U m weltdelikten ist die generalpräfven- 
tive W irkung des Strafrechits in  Frage gestellt. Eine — wenn auch w eit 
hergeholte — Analogie zeigt untersch iedliche strafrech tliche Reaktions-
m uster auf um weltbezogene Straftaten: In vorangegangenen Ja h rhun-
derten wurde der Reittierdiebstahl in Am erika mit der Höchststrafe 
bedroht; nicht, w eil e r  e ine  besonders verw erfliche E i g e n t u m s e n t -
z i e h u n g  darstellte, sondern w eil e r  den E n t z u g  der L e b e n s -
g r u n d l a g e  in e iner unw irtlichen Umgebung bedeu tete . H eute ist es 
die  N atur selbst (die übrigens das W ort Um welt nu r unvollkom m en 
,,auf den Begriff bringt") und dam it ebenfalls die Lebensgrundlage des 
M enschen, die bedroht ist. W egen der oft „bloßen" Kum ulations- und 
Langzeiteffekte von Um weltverstößen e inerseits und m angels griffiger 
Rechtsgutbeschreibung andererseits scheint prinzipiell der Blick auf die 
Sozialschädlichkeit der Um weltdelinquenz und die erfo rderliche gene-
ra lp räventive  Dimension staatlicher Reaktionen teilw eise verste llt zu 
sein12.

“ V. M e i n b e r g ,  Strafrechtlicher Umwelt schutz in der Bundesrepublik Deut-
schland, „Natur +; Recht" 1986, S. 55.

10 Dazu etw a K. T s c h e p k e ,  Behördlich geduldete  Rechtsverstöße, „Krimina-
listik" 1985, S. 560 f.

11 B. S c h ü n e m a n n ,  Die Strafbarkeit von Amtsträgern im Gewässerstrafrecht,
„Wistra" 1986, S. 235 ff. Vgl. auch R. B r e u e r ,  Konflikte zwischen Verwaltung
und Strafverfolgung, DÖV 1987, S. 169 ff.

14 E. К u b e, Prävention vo n Wirtschaftskriminalitä t (unter Berücksichtigung der  
Umweltkriminalität),  W iesbaden 1985, S. 38.



II. ZUR RENTABILITÄT

U im veltstraftäter zählen — Ibei typolog ischer Betrachtung — nicht 
zu den psychisch oder sozial „deform ierten" Delinquenten. Sie sind 
m eistens gesellschaftlich angepaßte Normallbürger, die im Rahmen ihres 
Alltagslebens — nicht zuletzt bei ihrer Berufsausübung — straffällig 
w erden13. Für sie erw eisen sich offensichtlich A spekte subjektiver Ra-
tionalität als handlungsleitend. Ihre S traftaten sind sog. instrum entelle 
Delikte, bei denen Emotionen w eitgehend ausgeschlossen bleiben. Ein 
erheblicher Anteil ihrer Delinquenz wird aus N achlässigkeit und Be-
quem lichkeit begangen. Entscheidungsrelevant scheinen vor allem  Ge-
sichtspunkte der „Rentabilität" zu se in14.

Rentabilität ist bekanntlich e in  betriebsw irtschaftlicher Begriff. Da-
ru nter versteh t man das (iin einer Prozentzahl ausgedrückte) Verhältnis 
zwischen Gewinn und eingesetztem  Kapital. Die Berechnungsmode 1 le 
-sind an  sich unterschiedlich, die A usprägungen vielfältig16.

Alle w irtschaftlichen Erfolgsrelationen gründen sich letztlich auf das 
ökonomische Prinzip, bei dem  Aufwand und N utzen (als Ausdruck 
der Ergiebigkeit der Handlung) m iteinander in Beziehung gesetzt w er-
den. Im Nachfolgenden w ird der Rentabilitätsbegriff entsprechend sei-
nem alltagssprachlichen G ebrauch unter A ufw and/Nutzen — A spek-
ten  verw andt. Damit tritt die ökonomische Sozia litheorie16 in das Blick-
feld. Insbesondere das vom  poten tie llen Täter e ingeschätz te M ißerfolgs- 
risiko und dam it verknüpft die Sanktion swa hr sc hein lic hke it und das 
Sanktionsm aß geraten  in den Raster subjektiver Entscheidung.

Neben den erw arteten finanziellen und sozialen Kosten — also dem, 
was man aufs Spiel setzt, und den Aufwendungen für die Deliktsbe-
gehung — m acht der Nutzen, vor allem der m onetäre Ertrag, das W e-
sen der Rentabilität aus. Gerade die Prognosestudie zur Umweltfcrimi- 
naliität von W ittkäm per17 erbrachte  bei der Delphi-Befragung, daß als 
vorrangiges M otiv bei vorsätzlichen Um weltdelikten die G ew innkalku-
lation bzw. die Vermeidung von K ostenbelastungen angegeben wird.

15 Zur Phänomenologie vgl. H.-J. A l b r e c h t ,  [in:] G. K a i s  e r /H .-J . K e r -
n e r / F .  S a c k  u.a., Kleines K rim inologisches W örterbuch,  Heidelberg 1985, S. 495.

14 Zum Folgenden E. К u b e /  N. S e i t z, a.a.O., S. 41 ff.
15 Vgl. W. K i r s c h ,  G ewinn und Rentabilitä t, Wiesbaden 1968, S. 18 ff.
16 Dazu grundlegend G. F. B e c k e r ,  Crim e and Punishm ent. A n  Economic 

Approach,  „Journal of Political Economy” 1968, S. 169 ff. Einen Überblick über  
differierende Ergebnisse empirischer Studien gibt M. P r i s e  h i n g ,  Sozioökologische  
Bedingungen der Krim inalität — über em pirische D ivergenzen und theoretische Kon-
troversen,  MschrKrim 1982, S. 163 f.

17 G. W. W i t t k ä m p e r ,  U m weltkrim inalitä t —  heu te  und m orgen, W iesbaden  
(in Druck).



Der nach der Saldierung erhoffte Gewinn kan n  prim är imm aterieller 
N atur sein,- das ist e tw a der Fall, w enn sich der S traftäter aus Bequem-
lichkeitsgründen durch einen Umweltversitoß die persönlichen Aufwen-
dungen für legales V erhalten ersparen  will. Soweit sich allerdings der 
Gewinn in w irtschaftlichen V orteilen — insbesondere in unterlassener 
finanzieller Investition oder verm iedener Aibgabenizahlung miederschlägt
— schärft der Begriff der Rentabilität den Blick für die Gew innab-
schöpfung i.w.S.

Idealtypisch m uß aus p räven tiver Sicht der Nutzen m inimiert und 
m üssen die Kosten für den Täter m axim iert werden. Alb wenn das V er-
hältnis zwischen Nutzen und Kosten dem potentiellen Straftäter un ren -
tabel erscheint, dürfte von vielfältigen Faktoren abhämgen, die auch 
nichtökonom ischer A rt sind. Insow eit w erden e in  stark ausgeprägtes 
Rechtsbew ußtsein18 und eine weit über der Grenzmoral liegende W irt-
schaftsm aral19 die Rentabilitätsschw elle erheblich anheben. Dagegen 
wird die wirtschaftliche Krisensituation eines U nternehm ers den Schwel-
lenw ert wohl häufig ganz erheb lich herabsetzen.

Die Rentabilitätsabschätzung wird von der Deliktserfahrung des po-
tentiellen Täters abhängig sein. Denn die insoweit unerfah rene Person 
tend iert dazu, das M ißerfolgsrisiko im allgem einen höher — und damit 
die eriwartete Rentabilität geringer — einzuschätzen als der erfahrene 
Delinquent und deshalb eher von e iner Straftat Abstand nehm en20.

Auch strukturelle  Entscheidungsbedingungen 'beeinflussen die (sub-
jektive) Rentabilität. So können m arktwirtschaftliche Anreize sozial 
adäquates V erhalten 'begünstigen. Als solcher Ansatz gilt beispiels-
w eise die sogenannte Um weltabgabe, wie sie durch das Abw asserab- 
gabengesetz bereits erp rob t is>t. Um weltziele sollen hier über den Preis 
erre icht werden.

Der Blickwinkel der Rentabilität verdeutlicht, daß eine  Kriminal- 
prävention, die sich vorrangig auf das Verm eiden der Deliktsbegehung 
durch klassische strafrechtliche M aßnahm en einschließlich resozialisie-
render Behandlung 'beschränkt, unzureichend orientiert wäre. Durch 
w eitergehende strukturelle  und siituationale Beeinfluseungspotentiale 
sollen Ziele und Einstellungen ak tiv iert werden, die außerhalb der 
unm itte lbar strafrechtlichen Zwecksetzung liegen. Ihre M otivation s-

18 Dazu T. W ü r t e n b e r g e r ,  Schw a nku nge n und W an dlun gen im  Rechts-
bew uß tsein  der Bevölkerung, N JW  1986, S. 2281.

»  Vgl. E. K u b e  a.a.O., S. 10 m.w.H.
20 In diesem  Zusammenhang D. D ö l l i n g ,  [in:] H.-J. K e i n e r / H .  K u r y /  

/К . S e s s a r, D eutsche Forschungen zur K rim inalitä tsentstehung und K rim inalitä tskon-
trolle, Köln, Berlin, Bonn, München 1983, S. 60 ff. sow ie R. P a t e r n o s t e r /  
/L.  E. S a l t z m a n / G .  P. W a l d o  u.a., A ssessm en ts o i R isk and Behavioral 
Experience. A n  Exploratory S tudy oi Change, „Criminology” 1985, S. 417 ff.



stärke kann herköm mliche sanfctionsbezogene Steuerungselem ente e rhe -
blich übertreffen. A n die Stelle des zuweilen bloßen Verm eidungsver- 
halitens aufgrund evtl. labiler Überzeugung von einem  relevanten straf-
rechtlichen M ißerfolgsrisiko tritt unter Um ständen der stabilere Anreiz 
eines mit V orteilen versehenen H andlungssprektrum s21.

III. KOSTENSEITE

1. ENTDECKUNGSWAHRSCHEINLICHKEIT

Die E ntdeckungswahrscheinlichkeit von Um weltdelikten scheint r e -
lativ gering zu sein. In der Praxis besteht überw iegend die Meinung, 
daß die Umweltkriminaliität — 'trotz steigender statistischer Zahlen — 
nach wie vor e in  großes Dunkelfeld aufw eist22. Bezeichnend ist, daß 
nach Bundesweiten Erfassung von W irtschaftsstraftaten 1985 bei 3939 
V erfahren wiederum  in keinem  der abgeschlossenen Fälle S trafta tbe-
stände zum Schutz der Um welt registrier t winden.

In erster Linie erlangen V erw altungsbehörden in  ihrer Eigenschaft 
a ls Kontroli- und Uberwachiungsorgane Kenntnis von schw eren straf-
baren  Handlungen23. Strafverfodgungsibehörden w erden  darüber im W e-
ge der Anzeige seltener informiert.

Ü berlegenswert ist daher, ob nich t de lege ferenda  — ähnlich wie 
dies in § 6 Sübventionsgesetz oder § 2 a des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit, § 17 a  A rbeitae hmer über La ssung sgesetz und § 233 b 
A ibeitsförderungsgesetz24 bereits geschehen ist — V erw altungsbehörden 
gesetzlich verpflichtet w erden sollten, bei V erdacht e iner Straftaittoe- 
gehung Anzeige zu ers ta tten  baw. die für die Verfolgung und Ahndung 
von Kriminal- und V erwa 1 tungsunrecht zuständigen Behörden über e in -
schlägige Erkenntnisse zu unterrich ten  (vgl. in  diesem  Zusamm enhang 
auch den insoweit ineffektiven § 41 OW iG — un ter anderem  müssen 
die A nhaltspunkte für eine  S trafta t gerade aus dem  eingeleiteten(I)

31 Im einzelnen E. K u b e ,  System a tisch e K rim inalprävention, W iesbaden 1986, 
S. 151 ff.

22 Vgl. M. M ö h r e n s c h l a g e r ,  [in:] H.-D. S c h w i n d / S t e i n h i l p e r ,  U m -
w eltsc hu tz  und U m weltkrim inalitä t, H eidelberg 1986, S. 7 ff.

a  Zum teilw eise  spannungsreichen Verhältnis von Umweltbehörden und Straf- 
verfolgungsorganen T. T s c h e p k e  a.a.O.

24 Vgl. zusätzlich § 48 a A usländergesetz, §§ 317 b, 1543 e Sozialvejsicherungsge-  
setz. Zu w eitergehenden A nzeigepflichten —  etw a im Bereich des Kreditwesens —  
siehe J. В a u  m a n n ,  Stralrecht und W irtschaftskrim inalitä t, JZ 1983, S. 938.



Ordnung swi dtigkeitem verf ahren  stamm en25. Dabei ist nicht 2m verken-
nen, daß die an  sich notw endige Kooperation von Unternehm en und 
Uimweltbehörden2® durch eine  Amzeigepfiicht nachhaltig beeinträchtigt 
w erden könnte. Die von Polizeipraktikern m it Vehemenz geforderte 
Anzeigepflicht für die Um w eltschutzbehörden hat dazu geführt, daß in 
einzelnen Bundesländern im W ege adm inistrativer Erlasse „Anzeigepfli-
ch ten '' für Verwaltungsbehörden geregelt wurden, die im Rahmen ihrer 
Aufgabenerledigung von (bestimmten) U m w eltstraftaten Kenntnis erla n -
gen27. Zuweilen w ird in der Literatur28 betont, daß e in  schuldhafter V er-
stoß gegen eine solche generelle Anzeigepfiicht für V erwaltungsbc lien- 
s te te  im Hinblick auf § 258 StGB schon derzeit strafbew ehrt sei.

Die zukünftige Entwicklung wird erw eisen, inwiew eit damit die For-
derung nach gesetzlich geregelter Anzeigepflicht oder aber der Pönali-
sierung der Nichtamzeige amtlich bekanntgew ordener Um w eltstraftaten 
entbehrlich wird. In Österreich besteht bei allen Offizialdelikten seit 
längerem  eine solche Pflicht für öffentliche Dienststellen, ohne daß dies 
allerdings im Um weltsektor zu auffälligen Verurteilumgszahlen geführt 
hätte29.

Für die Entdeokungswabrscheinlichkeit von Straftaten sind w eiter-
hin Um weltbelastungen in Kauf nehm ende Genehm igungsbescheide be-
deutsam, zumal diese teilw eise in ihrer Gremzwertbestimmuing derart 
unklar gehalten sind, daß die Illegalität der Einleitung, Deponierung 
oder aber sonstigen Emission kaum  erkann t w erden kann. Dazu kommt, 
daß die Überwachung der gesta tteten  Emissionswerte den Anlagebe- 
treibenn selbst obliegt, so daß ein auf V orsatz oder aber Fahrlässigkeit 
beruhender erheblicher .A usreißer'' leicht kaschiert und so das Utn- 
weltdelikit vor Entdeckung bew ahrt w erden kann30.

Soweit die Polizei unm ittelbar e rs te  Kenntnis von Straftaten erlangt, 
geschieht dies entw eder aufgrund von Einsätzen im Rahmen ihrer Eil- 
zuständigkeit, von Anzeigen aus der Bevölkerung sow ie von W ahr-
nehm ungen, die g e l e g e n t l i c h  von Streifengängen oder sonstiger 
A ufgabenerledigung gem acht w erden. Da für die Polizei keine originä-
ren Überwachuings- und K ontrollzuständigkeiten im U m w eltbereich ge-

25 Dazu B. S c h ü n e m a n n  a.a.O., S. 246 sow ie K. T s c h e p k e  a.a.O., S. 561.
26 E. K u b e ,  Prävention vo n  W irtschaitskrim inalitä t..., S. 13 f.
27 Zu rechtlichen Problemen A. S c h i n k, V ollzug des U m w eltstra frechts durch  

die U m w eltbehörden, DVB1. 1986, S. 1073 ff.
28 V gl. U. S c h e u ,  A nzeige pfiich t v o n  V erw altun gsb ediensteten  bei U m w elt-

verstößen, N JW  1983, S. 1707 ff.
29 Zur unterschiedlichen Diskussion in der juristischen Literatur vgl. auch K. T i e-

d e m a n n ,  Die N euordnu ng des U m weltstra frechts, Berlin, N ew  York 1980, S. 43.
м Vgl. insbes. auch K. T s c h e p k e  a.a.O., S. 560 ff.



regelt sind31, bleiben die Möglichkeiten der Verdachtschöpfung und das 
ersten  Zugriffs beschränkt. Erm ittlungsansätze w erden  zum überw iegen-
den Teil im Rahmen gefah renabw ehrender M aßnahm en gew onnen.

Die Liste der für die Entdeckungsw ahrscheinlichkeit bedeutsam en 
Faktoren ließe sich fortschreiben, wobei diese je  nach belastetem  Um-
weltm edium  differieren. Letzteres hängt mit der je  spezifischen W irk- 
weise von Um weltschadstoffen in W asser, Boden oder Luft zusammen; 
die Schadstoffe verflüchtigen sich unterschiedlich schnell im einzelnen 
Medium; Schadensereignisse sind evtl. e rs t stark zeitverzöqert e rke nn-
bar.

Eine w eitere Aufhellung des Dunkelfeldes wird nur zu erre ichen  
sein, w enn das Um w eltbew ußtsein der Bürger sowie der M itarbeiter von 
Strafverfolgungs- und V erw altungsbehörden gestärkt w erden kann32. Ein 
w ichtiger Schritt in diese Richtung w ar die Einrichtung von A rbeitsgrup-
pen in einzelnen Bundesländern, welche sich zum Ziel gesetz t haben, die 
Zusamm enarbeit zwischen Polizei und Um w eltverwaltung zu intensivie-
ren. Darüber hinaus sollten gem einsam e Fortbildüngsveransta ltungen 
von Polizeibeam ten und Angehörigen der Um weltschutzbehörden durch-
geführt werden.

2. AUFKLÄR UNGSWAHRSCHEINUCHKETT

Selbst w enn die Tat entdeck t wird, stellt sich gerade bei schw eren 
Um w eltdelikten — je nach betroffenem  Umweltmedium  — die Auf-
klärungsw ahrscheinlichkeit bekanntlich als re la tiv  gering dar. Neben 
rechtlichen Problemen, die nicht zuletzt auf die Verwaltunfjsrechts- 
akzessorietät zurückzuführen sein dürften, erfordert die T a ta u fh e llu n -T  
om en hohen Kenntnisstand an natu rw issenschaftlichen und technischen 
Zusam menhängen. Trotz persönlichen Engagements sind daher Erm itt-
lungsdefizite bisher kaum  z u  verm eiden. DeT Beamte ist zuw eilen auf 
die K ooperationsbereitschaft des Betroffenen oder Beschuldigten ange-
w iesen33. Manchm al bedien t sich die Strafverfolgungsbehörde Sachver-
ständiger, die in engem  K ontakt zu dem  belasteten U nternehm en stehen.

G erade im Hinblick auf die hohe Flüchtigkeit m ancher Schadstoffe 
in bestim m ten Um weltmedien kommt der unverzüglichen technisch sach-

51 Dazu A. S t ü m p e r ,  Die Rolle der Polizei bei der Bewältigung ökologischer  
Probleme, „Die Polizei" 1985, S. 368 ff.

“ Dazu W. R ü t h e r ,  Ursachen für den Anstieg  polizeilich festgestellter  Um-
welt schutzdelikte ,  Berlin 1986, S. 242 ff„ insbes. S. 244; G. W. W i t t k ä m p e r  
a.a.O.

33 Vgl. G. S c h u l z e ,  fin:] G. S c h u l z e / H .  L o t z ,  Polizei und Umwelt,
Teil 1, W iesbaden 1986, S. 92 ff., insbes. S. 107 f.



gerechten  Beweissicherung und A sservierung der Beweismittel sowie 
der um gehenden w issenschaftlichen A usw ertung der Spuren erhebliche 
Bedeutung zu. G rundsätzlich w ird die A ufklärungsw ahrscheinlichkeit um 
so geringer, je  später bew eissichernde M aßnahm en ergriffen w erden 
bzw. je später sich überhaupt der schädigende Eingriff erkennen  läßt. 
N ahelieqender W eise en tstehen dabei vor allem Problem e bei der Zu-
ordnung des Schadensereiqnisses zu e iner bestim m ten Person oder U n-
ternehm ung. N eue W ege der Inform ationsgewinnung — w ie e tw a m it-
tels Bioindikatoren — sollten daher geteste t und aufgrund geregelter 
Kontroli — und Ü berw achungszuständigkeiten bei den zuständigen V er-
w altungsbehörden p rak tiziert w erden. Die zur A ufklärung e ines Ge-
fahrenverdachtes unum gänglichen polizeilichen M aßnahmen*4 können — 
falls die Beam ten en tsp rechend spezialisiert und technisch ausgebildet 
sind — ebenfalls erfolgversprechende Erm ittlungsansätze bzw. insow eit 
re levan te  Inform ationen erbringen35.

3. SANKTIONSWAHRSCHEINLICHKEIT

Ist die S traftat aufgeklärt, so ste llt sich d ie  Frage nach 'der Sank-
tionswahrscheinlichkeit. Noch vot Aufnahme der S traftaten gegen die 
Umwelt als 28. Abschnitt’ in das Strafgesetzbuch hatten  Hüm bs-K rusche/ 
/Krusche in e iner Untersuchung (bezogen auf die Jah re  1976 bis 1979) 
eine  äußerst geringe Anklageguote, zugleich auch e ine  beachtliche 
justitielle Neigung zu Baoatelleinstellungen festgestellt88.

In seiner jüngst veröffentlichten Studie hat Rüther aufgezeigt, daß 
einem  verm ehrten  Input an U m w eltdelikten bei den Strafverfolgungs-
behörden e ine  steigende Anzahl von Einstellungen m angels Tatnachw eis 
oder T ätererm ittlung gem. § 170 Abs. 2 StPO seitens der S taatsanw alt-
schaften oeoenüberstehe37. Für 1981 ergab  sich e ine  Anklagequote von 
etw as über 20%, w ährend bei den  übrigen Straftatbeständen insgesam t 
die Einstellungsquote ähnlich groß war, nämlich nur etw a 30% betrug88.

34 Dazu H.-J. P a p i e r ,  Die Verantwortli chkeit für Alt lasten im öffentlichen  
Recht,  NVwZ 1986, S. 256 ff.

35 V gl. E  K u b e ,  Prävention von Wirtschaftskriminalität. .. , S. 51 ff., insbes. 
S. 53.

36 M. H ü m b s - K r u s c h e  / M.  K r u s c h e ,  Die strafrechtliche Erfassung von  
Umweltbelastungen,  Stuttgart 1983, S. 267; vgl. auch V. M e i n b e r g ,  Probleme  
der Verfolgung von Umweltstraftaten aus kriminologi scher Sicht,  Schriftenreiche der 
PFA 1986, S. 270 ff. Generell zum ,,Ausfilterungsprozeß” im Strafverfahren H.-J. K e r -
n e r ,  Verbrechenswirklichkeit und Strafverfolgung, München 1973, S. 19 ff.

37 W. R ü t h e r  a.a.O., S. 228.
M Vgl, auch o.V., Nur jedes 4. Umweltdelik t führt auch zu einer Anklage,  „Die 

Welt" vom 25.02.1986.



W eiter stellte Rüther fest, daß die Einstellungen nach § 170 Albs. 2 StPO 
von 50,8% in den Jah ren  1978/79 auf 58,4% im Ja hre  1981 gestiegen 
seien und sich d ie  gesam te staatsanw altschaftliche E instellungsrate — 
einschließlich insbesondere der Einstellung nach §§ 153/153 a StPO — 
in demselben Zeitraum  von 70,1% auf 78,7% erhöh t habe. Mit 97,1% 
wies die von Rüther untersuchte  Stichprobe für den „öffentlichen T äter" 
die höchste staatsanw altschaftliche Einstellungsrate auf. Auf „Industrie- 
und G ew erbetäter" entfielen 80,3% mit dieser Erledigungspraxis. De-
liktsbezogen w ar die E instellungsrate m it 96,1% bei der Luftverschm ut-
zung gem. § 325 StGB am höchsten39.

Von den G erichten w erden — w as ebenfalls ex trem  dem Durch-
schnittsw ert der Gesam tkrim inalität w iderspricht — nahezu 80% der 
V erfahren durch Einstellungen und Freisprüche erledigt. In dem von 
Rüther überprüften Zeitraum  war in der Stichprobe keine Freiheitsstrafe, 
Geldstrafe nur in ca. jedem  fünften Fall (21,1%) verhäng t w orden40.

Selbst w enn man davon ausgeht, daß sich inzwischen als Folge der 
allgem einen Sensibilisierung für Belange der Um welt und aufgrund 
entsprechender organ isatorischer M aßnahm en bei Polizei, S taatsanw alt-
schaften und G erichten (vereinzelt w urden m ittlerw eile  e ine  A rt 
„Schw erpunkt-Staatsanw altschaft'' für Um weltdelikte be<i Landgerichten 
e inaerich te t sowie en tsprechend den W irtschaftsstrafkam m ern beim 
Landgericht Frankfurt eine  Strafkamm er für U m w eltstraftaten gebildet) 
das Sanktionsverhalten qeändert hat, kann  derzeit noch nicht davon 
ausgegangen werden, daß die Bestrafungsw ahrscheinlichkeit ausrei-
chend abschreckend Wirkt. Dabei ist zu berücksichtigen, daß e ine  v e r-
änderte  Erledim inqspraxis nicht autom atisch das sub jek tiv  einaeschätz te  
M ißerfolosrisiko (einschließlich Sanktionsw ahrscheinlichkeit) verändert. 
Hierbei ist von e iner  gewissen Elastizität auszuqehen, die den Abs- 
chreckunoseffekt zeitverzögert zur Folge haben w ird41.

Tendenziell w erden die Aussagen von Rüther auch durch andere  
Quellen gestützt. M einberg hat im Rahmen seines Pro jektes bei den 
bisher ausaew erteten  hessischen Strafverfahren festgestellt, daß 41% 
der A bschlußverfüaunqen Einstellungen gem. § 170 Abs. 2 StPO d ar-
stellen. Die übrigen Entscheidungen verteilen sich zu zwei Drittel auf 
Bagatelleinstellungen und zu nur 25% auf A nklagen bzw. Strafbefehl-
santräge. Bei Beachtung der späteren gerichtlichen Entscheidungen e r -
reich ten oar m ehr als 8 von 10 festgestellten T ätern e ine  Geringfugig-

se Hierzu W. R ü t h e r ,  Kurzlassung des Schlußberichts  —  Ursachen lür den  
Anstieg  polizeilich testgestellter  Umwelt schutzdelikte ,  Berlin 1985, S. 7 f.

40 W. R ü t h e r ,  Kurzlassung..., S. 8.
41 Siehe E. K u b e ,  System atische Kriminalprävention... , S. 146.



keitseinstellung. Ledigl'ich in 9 Einzelfällen erfolgte nach der H aup tver-
handlung auch e ine  Verurteilung.

In Schleswig-Holstein ergingen nach derselben Untersuchung bereits 
63% aller Abschlußverfügungen als Einstellungen nach § 170 Abs. 2 
StPO. Die Entscheidungen im übrigen betrafen zu 56% Bagatelleinstel- 
lungen und zu 37% Strafbefahlsanträge. In den dort untersuchten 94 
V erfahren konn te in keinem  Falle öine Anklageerhebung festgestellt 
w erden42.

Selbst w enn man berücksichtigt, daß sich die vorstehenden Ergebnis-
se von M einberg lediglich auf Erhebungen in zwei Bundesländern stü t-
zen und das Projekt insgesam t noch nicht abgeschlossen ist, steht zu 
befürchten, daß auch h iernach die W ahrscheinlichkeit e iner Bestrafung 
eines Um weltdelinquenten als äußerst gering (und in der Sanktionshöhe 
als bescheiden) zu bew erten ist.

4. S ANKTI ON SM Aß

Zum Sanktionsm aß seien stichw ortartig einige Beispiele aufgrund 
von M eldungen gem. M iStra Nr. 52 erw ähnt:

Strafbefehl (1983): V erunreinigung von 500 000 cbm W asserfläche 
durch schweres Heizöl; 80 Tagessätze à 5,— DM 

Strafbefehl (1983): Einleitung von 50 1 Heizöl in Regenw asserkanal 
mit der Folge der Ölverschm utzung eines Baches; 
30 Tages sätze à 30,— DM 

Urteil (1983): Einleiten von 200 bis 250 1 Dieselöl in H afenw as-
ser;
30 Tagessätze à 70,— DM 

Strafbefehl (1984): V erunreinigung von 8000 cbm H afenw asser durch 
Öl-W asser-Gem isch;
60 Tagessätze à 50,— DM 

Urteil (1984): A bbrennen von ca. 550 kg Kupferkabel, wobei Er-
dreich m it T eer und sonstigen Schadstoffen ve r-
unrein igt wurde;
20 Tagessätze à 20,— DM

Im Zeitraum  zwischen 1981 und 1983 w urden bundesweit gerade 67 
Freiheitsstrafen — dazu noch ganz überw iegend un ter Strafaussetzung 
zur Bewährung — verhängt. Längere als 9-m onatige Freiheitsstrafen 
w urden nur in 13 Einzelfällen ausgesprochen, die verfügten G eldstrafen

42 V gl. V. M e i n b e r g ,  a.a.O., S. 41.



überschritten zu 70% nicht 30 Tagessätze und blieben selbst bei den 
schweren Gefährdungsdel'ikten noch annähernd zur Hälfte un ter dieser 
M arke43.

Es ist müßig, aufgrund der Strafverfolgungsstatistik w eitere  Sank-
tionsm uster zu beschreiben. Erwähnt sei nur, daß tendenziell die V er-
urteilungen zu Freiheitsstrafen  Zunahmen. So w urden in den Ja h re n  
zwischen 1981 und 1984 bei V ergehen nach § 324 StGB insgesam t 17 
V erurte ilungen zu Freiheitsstrafen registriert, w ovon 6 im Strafmaß 
über 6 M onate hinausgingen. Bei § 325 StGB w aren  in dem selben Z eit-
raum  insgesam t 3 Verurteilungen, bei § 326 StGB V erurteilungen zu 
Freiheitsstrafen  festzustellen.

5. KONSEQUENZ

Auch w enn im G egensatz e tw a zur Jugenddelinquenz44 bei der Um-
w eltkrim inalität keine differenzierten Erkenntnisse zu der generalp rä-
ventiven W irkung von subjektiv e ingeschätzter Entdeckungs-, Aufklär - 
ungs- und Sanktionsw ahrscheinlichkeit sowie e rw arte ter  Strafe vorhan-
den sind, ist anzunehmen, daß e in e  entsprechende K orrelation zwischen 
diesen Faktoren und dem Tatentschluß besteht. A llerdings zeigen struk -
turelle Problem e in diesem D eliktsbereich — insbesondere bei der Be-
w eissicherung und Beweisführung — sowie offenkundig vorhandene 
Defizite beim U m w eltbewußtsein nicht nur der Bürger sondern auch der 
staatlichen Entscheidungsträger, daß die K ostenseite allein offenbar 
bloß geringe Präventionseffekte m it sich bringt. D em entsprechend sind 
anscheinend selbst sozial angepaßte Personen leicht bereit, e ine  Um welt-
strafta t zu begehen. W esen tlich erschein t daher die A ktivierung der 
zweiten Komponente des Rentabilitätsansatzes, nämlich des N utzens45. 
Dabei stellen Schadensrecht sowie G ew innerm ittlung und Gew innab-
schöpfung nach §§ 73 ff. StGB die beiden w ichtigsten Ansätze dar.

IV. DIE NUTZENSEITE

1. SCHADENSRECHT

Nicht unterschätz w erden sollte schon die p räventive W irkung e iner 
„opferfreundlicheren" privatrechtlichen Schadensregelung. Dabei geht

43 Hierzu ebenda, S. 42.
44 Dazu insbes. D. D ö l l i n g  a.a.O., S. 51 ff.
45 Hierzu V. M e i n b e r g  a.a.O., S. 55,



es nicht nur um  die Erleichterung der Darlegungs- und Beweislast hin -
sichtlich der haftungsbegründenden K ausalität durch Beweislastum kehr, 
wenn der Em ittent d ie  „Grenzw erte" überschreite t oder sonst die Auf-
klärung e ines Schadensereignisses erschw ert oder vereite lt hat46.

D iskutiert w erden vielm ehr N euerungen im Bew eisrecht insgesam t. 
So wird angeregt, e tw a bei der Schadensverursachung durch Immis-
sionen das sog. „Ü berw iegensprinzip" in Betracht zu ziehen47. Beispiel-
sweise begnügt man sich im Sozialrecht damit, daß zwischen schädigen-
der Einwirkung und entschädigungspfl'ichtigem  G esundheitsschaden der 
Nachw eis e iner W ahrscheinlichkeit des U rsachenzusam m enhangs ge-
lingt. Ähnliches gilt für die USA, w o bei Um weltschäden, d ie  durch 
Im missionen verursach t sein können, e ine „reasonable likelihood" als 
ausreichend für den Ersatzanspruch angesehen wird. Auch bei der Frage 
unklarer A nteilsverursachung hat die am erikanische Rechtsprechung be- 
w eislastum kehrende K onzepte entw ickelt. Bewirken m ehrem  voneinan-
der unabhängig handelnde T äter e inen einheitlichen unte ilbaren Scha-
den, so haften sie auf das Ganze, sofern sie  den von ihnen veru rsach ten  
Anteil nicht darzulegen verm öoen48. Dies führte übrigens dort zu Fonds- 
-Lösungen, die eine  gewisse Absicherung des Geschädigten d a r-
stellen.

Dagegen will bei uns die Rechtsprechung49 im Falle sog. sum m ierter 
Immissionen, bei denen also erst das Zusamm enwirken m ehrerer von 
verschiedenen Em ittenten stam m enden Im missionen den Schaden h e r-
beiführt, e ine  gesam tschuldnerische H aftung aller Em ittenten grundsätz-
lich nicht e in tre ten  lassen. Soweit e in  Em ittent eine  den Schaden m it-
bew irkende Bedingung setzt, soll dieser V eru rsacher nur nach seinem  
Beitrag — der ggf. nach § 287 ZPO zu schätzen sei — haften. Auch auf 
der Ebene des europäischen und internationalen Rechts ist die Schwach-
stelle — etw a bei wohl grenzüberschreitenden Schadenseinw irkungen

«  Vgl. BGHZ 70, S. 102, insbes. S. I l l ,  BGH, VersR 1983. S. 441 Zu w eiteren  
Erleichterungen über den A nscheinsbew eis OLG C e l l e ,  VersR 1981, S. 66 f.

47 V gl. G. H a g e r ,  Umweltschäden  — Ein Prüfstein für die Wandlungs- und 
Leistungsfähigkeit des Delik tsrechts,  NJW  1986, S. 1968.

48 G. H a g e r  a.a.O.. S. 1969. In diesem Zusammenhang auch P. M a r  b u r g e r ,  
Ausbau des Indlvldualschulzes gegen Umweltbelastungen als Aufgabe des bürgerli-
chen und öffentlichen Rechts, Gutachten С für den 56. DJT, München 1986, S. 123 f.

4<> V al. BGHZ 66, S. 70, insbes. S. 74 ff .; andererseits zu 5 22 WHG: BGHZ 55, 
S. 257. Insgesamt sh. U. D i e d e r i c h s e n ,  Zivilrechtliche Probleme des U mwelt-
schutzes, [in:] Festschrift für Reimer/Schmidt,  Karlsruhe 1976, S. 15 ff., und R. Lu m-  
m e r t / V .  T h i e m ,  Rechte des Bürgers zur Verhütung und zum Ersatz vo n Um-
weltschäden,  Berlin 1980, S. 180 ff. sow ie D. M e  d i e  u s , Zivilrecht und U m welt-
schutz, JZ 1986, S. 781 f.



auf den W ald50 — w eniger e ine  lückenhafte Rechtslage als vielm ehr 
der erforderliche Kausalitätsnachweis.

Die präven tive  W irkung von Bew eiserleichterungen darf nicht über-
sehen werden. Bei Kollisionen en tgegengesetz ter Interessen  kann es 
zweckmäßig sein, die entstehenden Schäden prak tisch dem jenigen zuzu-
weisen, der sie am „billigsten" verm eiden kann. Bei U m weltbeeinträchti- 
gungen könnte e in geeignetes M ittel zur Erreichung e iner solchen Kos-
tenm inim ierung die Haftung der die Um welt beeinträchtigenden Betriebe 
für die  e ingetre tenen  Schäden sein. Dadurch w ürden die durch die w eit-
gehend kostenlose Inanspruchnahm e der U m weltgüter Luft und W asser 
(„free rider" — Situation) entstehenden  sog. externen  oder sozialen 
Kosten als Betriebskosten in ternalisiert, so daß sich Schadensverm eide- 
und Schadensersatzkosten gegenüberstünden und für den Betrieb der 
Anreiz gegeben wäre, den kostengünstigeren W eg einzuschlagen51.

Da gerade die nachteiligsten Schadstoffem issionen aus „A ltanlagen" 
herrühren , ist es für die Um weltpolitik besonders notwendig, daß diese 
Anlagen alsbald um gerüste t oder erse tzt werden. Allerdings w urde bei 
früheren Genehm igungen für den Betrieb heu tiger A ltanlagen die Befug-
nis eingeräum t, w esentlich m ehr Schadstoffe an die Um welt abzugeben, 
als dies für N euanlagen zulässig wäre. Da diese Rechtsposition bei M o-
dernisierungen oder N euanlagen ersatz los wegfällt, sind diese „Rechte" 
ökonom isch besonders wertvoll. Die Konseguenz besteh t darin, daß  Alt-
anlagen länger betrieben werden, als dies an sich un ter Abschreibungs-
aspekten sinnvoll oew esen wäre.

Gerade hier zeigt sich, daß m arktw irtschaftliche Anreizsystem e — 
wie die Albwasseraibgaibe, theoretisch auch das Modell von Emissionszer-
tifikaten52 — sowie ein effektives Schadensrecht dazu beitragen, die 
„angezogenen Bremsen" im Umweltschutz zu lösen und sozialschädliche 
V erhaltensw eisen einzudämm en53. W ährend ein m arktwirtschaftliches 
Anreizsystem  helfen soll, um w eltdelinguentes V erhalten bzw. soziale 
Schädioung von vornherein  w eitgehend auszuschließen, hätte  ein en ts -
prechend ausgestaltetes Schadensrecht bei Um weltschäden den N eben-
effekt, sozusagen durch rep ressive M aßnahm en m itte lbar p räventive  
Effekte hervorzurufen. L etztere sind jedoch von der p rivaten Initiative 
abhängig. Die N eutzenseite bei der Rentabilität von Um w eltdeliпетuenz

50 M. S c h r ö d e r ,  Waldschäden als Problem des internationalen und euro-
päischen Rechts, DVB1. 1986, S. 1173 ff.

51 So G. H a g e r  a.a.O., S. 1970; dazu auch U. D i ö d e r i c h s e n  a.a.O., 
S. 5 ff.

“ Dazu G. F e l t h a m s ,  Marktwirtschalt und Luttreinhaltung, DVB1. 1984, 
S. 553 f .; P. M a r b u r g e r  a.a.O., С 99 f.

53 Sh. insbes. H. B o n u s ,  Wcrnung vor den falschen Hebeln, „Die Zeit" vom  
17,05,1985.



wird jedoch nur dann nachhaltig beein flußt werden, wenn von Amts 
w egen im Rahmen des S trafverfahrens G ew innerm ittlung und G ewin-
nabschöpfung gezielt und um fassend sichergestellt w erden54.

2. GEWINNERMITTLUNG UND GEWINNABSCHÖPFUNG

Um w eltskandale in den siebziger und achtziger Ja h ren  haben die 
Öffentlichkeit erheblich betroffen gem acht, z.B. als in Bochum -Gerthe 
H ärtesalzrückstände tonnenw eise unter Bauschutt und in G ewässern e n t-
sorgt wurden. W eitere  Skandale w ie  der „Plaum ann-Skandal'1, als ca. 
55 000 cbm hochgiftigen Industriem ülls illegal in stillgelegten K iesgru-
ben, in Bächen, Baggerseen oder sonst durch wildes Deponieren abge-
lagert wurden, der „Stoltzenberg-Skandal" und vor kurzem  der Skandal 
um die M üllkippe Georgsw erder haben in erschreckender Deutlichkeit 
offengelegt, welches Gefahren- bzw. Schadenspotential sich hin ter m an-
chem um w eltdeliktischen H andeln verbirgt.

Nur nebenbei und offenbar ohne w eitergehende Konsequenzen gab 
es H inw eise auf die hohen Gwinne, die sich mit solchen illeaalen Be- 
seitiquncispraktiken erzielen lassen. Für keinen der ancieführten Fälle 
aber ist bekannt, ob von Amts wegen Gewinnerm ittlunqen durchoeführt 
wurden, Geschweige denn, ob Gewinnabschöpfungen betrieben w orden 
sind. Dies gilt allerdincrs nicht nur für die ,,Skandalfälle", sondern für 
den Gesamten Bereich der Um weltkriminalität. Enorm e Gewinne dürften 
dort, anfallen, wo sich das oroanisierte  V erbrechen der illeaalen Beseiti- 
CTunn um w eltschädlicher Stoffe annimmt und die en tsprechenden Produ-
zenten m ehr oder w eniger bösgläubig bzw. freiwillig kooperieren. Dies 
gilt offenbar für einzelne Regionen der USASf.

Daß die durch um w eltdeliktisches H andeln e rlanaten  V erm ögensvor-
teile bzw. w irtschaftlichen V orteile w eder bei der Bemessung der Geld-
strafe noch bei der üblichen Geldbuße im Rahm en der Einstelluna aem. 
§ 153 а  Abs. 1 Ziff. 2 StPO sachgerechte W ürdigung finden können, 
folot daraus, daß die m it krim inellem  Tun erz ielten Gew inne nach dem 
Sanktionsrecht, u.a. auch nach den aereoelten Grundsätzen der S traf-
zumessung (§ 46 StGB) bloß e ingeschränkt berücksich tigt w erden dürfen. 
N ur ausnahm sw eise kann neben der Freiheitsstrafe  aem. § 41 StGB eine 
an sich gar nicht oder nur a lternativ  vo rgesehene Geldstrafe verhänat

54 Im einzelnen H. F r a n z h e i m ,  Gewinnabschöpfung im Umweltrecht,  „Wi- 
stra" 1986, S. 253 ff.

55 A. S z a s z, Corporations, Organized Crime, and the Disposal of Hazardous  
Waste: An Examination of the Making of a Criminogenic Regulatory Structure,  
„Criminology'' 1986, S. 1 ff,



werden, w enn sich der Täter durch die Tat bereichert oder zu berei-
chern versuch t hat. Hiernach ist aber zunächst die Verhängung einer 
Freiheitsstrafe Voraussetzung, was für den Bereich der Um weltdelikte 
nu r in seltensten Fällen geschieht. Auch bei der Festlegung der Höhe 
e iner Geldbuße nach § 56 b Abs. 2 Ziff. 2 StGB w äre e ine  vorrang ige 
O rientierung am Gewinn rechtlich unve rtre tbar5®.

Der V ersuch der Praxis, V erm ögensvorteile aus um w eltkrim inellem  
H andeln über die Geldstrafe oder aber über Auflagen zu m inim ieren 
bzw. zunichte zu machen, muß daher als w eitgehend untauglich, weil 
dem Sanktionsrecht und der lex  specialis der §§ 73 bis 73 d StGB* nicht 
gerecht werdend, beurte ilt w erden. Auch ist davon auszugehen, daß 
diesen Tendenzen der Praxis aus Rechtsgründen zum indest seitens der 
S trafverteidiger Einhalt geboten w erden wird.

Die nachfolgend exem plarisch skizzierten Sachverhalte mögen v e r-
deutlichen, daß sich die M aßnahm en zur M inim ierung des T atertrages, 
sollen sie effizient auf dieses w esentliche Element der G elegenheits-
struktur em w irken57, an den einschlägigen spezialgestzlichen Regelun-
gen zur Abschöpfung von V erm ögensvorteilen zu orientieren haben.

Eine gew innträchtige Begehensweise ist das V erbringen von chem i-
schen Produktionsrückständen durch e in Sonderm üllbeseitigungsunter- 
nehm en direkt auf e ine Deponie, obschon zuvor von diesem  dem A b-
fallproduzenten für die angebliche Verbrennung und m anuelle Behand-
lung der Stoffe mehr als 200 DM pro Tonne in Rechnung gestellt w ur-
den; für die illegale Deponierung w aren dagegen lediglich 20 DM 
aufzuwenden.

A ndere illegale Beseitigungspraktiken zielen darauf ab, toxische Ab-
fälle durch Zw ischenlagerung bei Verbrennungs aol age n und dortige 
Vermischung mit anderen Abfällen bezüglich ihrer Herkunft zu „ano- 
nym isieren", um sie dann gegen geringes Entgelt auf e iner H aus-
müll- oder aber Bauschuttdeponie zu entsorgen, obwohl der Abfallprodu-
zent für sachgerechte Entsorgung bezahlt hatte58. Ensprechende auf Ge-
winnm axim ierung ausgerich tete um w eitdeliktische Handlungsweisen 
lassen siich ebenso im Bereich „Gewässer" a ls auch im Bereich ,Luft" 
finden.

Die GewinnaJbschöpfung ist in den §§ 73 ff. StGB und §§ 17 Abs. 4, 
29 a OW iG geregelt. § 73 Abs. 1 Satz 1 lautet: „Ist e ine  rechtsw idrige

56 So mit ausführlicher Begründung W. K r e k e l  e r , [in:] Bundeskriminalamt,  
Macht sich Kriminalität bezahlt? Abschöple n von Verbrechensproli ten aus der Sicht 
des S traiverteidigers,  W iesbaden 1987, S. 223 ff.

57 Vgl. E. K u b e ,  Tatbegehung erschweren, Nutzen minimieren,  „Wirtschafts-
schutz +  Sicherheitstechnik" 1985, S. 326.

M H. Lo t z ,  [in:] G. S c h u l z e / H .  L o t z  a.a.O., Teil 1, S. 261 f.



Tat begangen w orden und halt der Täter oder Teilnehm er für die Tat 
oder aus ihr einen Vermögensvorteil erlangt, so ordnet das Gericht des-
sen Verfall an". Neben vorsätzlichen, final auf Gewinnerzielung ge-
richteten  Delikten sind fahrlässig begangene Straftaten für die Gewin- 
nabschöpfung von Interesse. Nicht se lten gilt gerade für Fälle fahrläs-
siger Begehensweise, daß entw eder beim  deliktisch H andelnden selbst 
oder aber bei einem  strafrechtlich nicht zu erfassenden D ritten w irt-
schaftliche V orteile — infolge vor allem ersparter Aufwendungen — 
anfallen. Auch die fahrlässigen Delikte w erden von § 73 Albs. 1 Satz 1 
StGB erfaßt, da lediglich e ine  rechtsw idrige  Tat vorliegen muß, aus der 
der T äter einen  Verm ögensvorteil er lang t hat. Der Umfang der Erlang-
ten und dessen W ert können geschätzt w erden (§ 73 b  StGB). § 76 a 
StGB regelt die selbständige Anordnung des Verfalls, w enn aus ta tsäch-
lichen G ründen keine  bestimm te Person verfolgt (bzw. verurteilt) w er-
den kann  oder bei bestim m ten V erfahrenseinstellungen insbesondere 
auch  solchen nach § 153 a  StPO.

§ 29 a OW iG als V erfallta tbestand setzt e ine  mit Geldbuße bedrohte 
Handlung voraus, w egen der e ine  solche Sanktion jedoch nich t fest-
gesetzt wurde. Ansonsten gilt als „ integrierter Lösuingsansatz" § 17 
Aibs. 4 OWiG, d.h. der Gewinn w ird über die Geldbuße abgeschöpft.
Dabei wird im O rdnungswidrigkeitenrecht — anders als im StGB __
die Gewinnabschöpfung als Soll- 'bzw. Erm essenstatbestand ausschließ-
lich durch Verfall eines Geldbetrages angeordnet59.

Läßt § 17 Abs. 4 OW iG bei der Bemessung der Geldbuße die Berück-
sichtigung des wirtschaftlichen Vorteils, den der Täiter aus der Ordnungs- 
widrigkeiit gezogen hat, zu, so sprechen §§ 73 StGB, 29 a OW iG beim 
Verfall von Verm ögensvorteilen. Dabei ste llt der Verfall eine  Rechts-
folge eigener A rt dar, die  den Begünstigten treffen soll80:

Die Intention der §§ 73 bis 73 d StGB ist darauf gerichtet, das 
abzuschöpfen, was bei rechtm äßigem  Tun nicht erlang t w orden wäre®1. 
Dies ist gerade für die Fälle bedeutsam, bei denen es darum  geht, w irt-
schaftliche Vorteile bei Tatunlbeteiligten zu entziehen, da diesen ge-
genüber keinerle i Sanktionsmög 1 ichkeit besteht. Derartige Sachverhalte 
erlangen bei der Umweltfcriminaliität für die Abschöpfung im W ege 
des § 73 Abs. 3 StGB besonderes Interesse; beispielhaft sei der — 
gleichgültig ob vorsätzlich oder fahrlässig handelnde — Täter genannt, 
der selbst keinen Vorteil aus der Tat erlang t, durch sein illegales Han-

69 H.-J, S c h r o t h ,  Der Regelungsgehalt des 2. Gesetzes zur Bekämplung der  
Wirtschaltskriminalität im Bereich des OrdnungsWidrigkeitenrechts,  Wistra" 1986 
S. 158 ff.

60 Vgl. L. G ü n t e r t ,  Gewinnabschöplung als Sanktion, Köln 1983, S. 16 f.
61 L. G ü n t e r t  a.a.O., S. 16.



dein (z.B. das Einleiten an sich für die Sondera,bfallbeseitigung vorge-
sehener Abfälle in e in Gewässer) alber dem Betriebsinhaber e inen V er-
m ögensvorteil infolge ersparter  Aufwendungen für eine  ordnungsge-
m äße Abfallbeseitigung verm ittelt. Um gerade diese Fälle sachgerecht 
erfassen  zu können, sollte § 73 Abs. 3 StGB trotz der Form ulierung 
„für e inen anderen" so in terpretiert werden, daß auch die nicht beab-
sichtigte  Vorteilszuwendung an  einen Dritten ausreicht. Bei Anwen-
dung des Rechtsgedankens, daß  К os teuer s tat tung sanspr üc he nach Ein-
satz verw altungsrechtlicher Zwangsm ittel (z.B. Ersatzvornahm e) bei dem -
jenigen geltend gem acht w erden dürfte, in dessen Rechts- und Pflich-
tenbereich diese Handlung regulär gehört, unabhängig von der Q uali-
tät eines Vertiretenmüssens der eigentlichen Ursache für die M aßnah-
men, erscheint es zum indest für den Bereich der Um w eltkriminalität 
vertre tbar, nach § 73 Abs. 3 StGB auch bei dem jenigen V erm ögensvor-
teile abzuschöpfen, dem diese unbeabsichtigt verm ittelt wurden«2.

— Es w äre folgerichtig, den ers t jüngst durch das 2. WiKG in das 
Qndnungswtidrigkeitengesetz aufgenom m enen § 29 a  Abs. 2 entsprechend 
auszulegen. In diesem  Zusam m enhang is/t zudem die Regelung des § 30 
OW iG von Interesse, die i.V.m. § 17 Abs. 4 OW iG die Abschöpfung 
w irtschaftlicher V orteile 'bei juristischen Personen und Personenverei- 
nigungen zuläßt, falls e in  V ertretungsiberechtigter i.S.d. V orschrift e ine 
Straftat oder O rdnungsW idrigkeit begeht. Die Bußgeldlbehörde kann 
dabei auch dann gegen das U nternehm en eine Geldbuße verhängen, 
w enn e in  Straf- oder Bußgeldverfahren nicht e ingeleitet wurde oder 
w enn gegen den veran tw ortlichen V ertretungsberechtigten ein V erfah-
re n  e ingeleitet wurde, alber gegen ihn keine Strafe oder Geldbuße fest-
gesetzt wird. Dies gilt nicht, w enn die Straftat oder Ordnungsw idrig-
keit aus rechtlichen G ründen nicht verfolgt w erden kann (vgl. § 30 
Abs. 4 OWiG). Möglich ist die nachträgliche Festsetzung der Verbands-
geldbuße — selbst w enn sie im Bußgeldverfahren (beim Strafverfahren 
vgl. § 76 StGB) vergessen w urde63.

—• Vor allem für den Bereich der Um weltkrim inalität erhebt sich 
die Frage, was von dem Begriff „Verm ögensvorteil" erfaß t w ird1. Fallen 
hierun ter etw a auch un terlassene Investitionen, ersparte  sonst notwen-
dige Kosten oder die Verbesserung von M arktpositionen durch A us-
schaltung und Zurüdkdrängung von Mitbewerbern®4? Bei zweckratio-
naler Interpretation des Begriffs „Verm ögensvorteil" sollte darunter je-

e2 V gl. zum Kostenerstattungsrecht V. G ö t z ,  Kostenrecht der Polizei und Or-
dnungsverwaltung, DVB1. 1984, S. 14 f. Im Ergebnis so auch L. G ü n t e r t  a.a.O., 
S. 57.

63 H. F r a n z h e i m  a.a.O., S. 255.
64 Ebenda, S. 254.



der wirtschaftliche Vorteil, der aus rechtsw idriger Tat herrührt, erfaßt 
w erden können. Zu Recht führt daher Firanzheim®5 aus, daß sowohl 
unterlassene Investitionen zum Schutz der Um welt wie Erträge als Fol-
ge ersparter A ufw endungen (z.B. für die ordnungsgem äße Abfall'besei- 
tigung) albgeschöpft w erden können. Nach dem Regelungsgehalt der 
§§ 73 StGB, 29 a OW iG sind G egenleistungen und Unkosten des T ä-
ters  im Zusammenhang mit der Tatausführung bei der Ermittlung des 
Vermögensvorteils abzuziehen6®.

In § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB ist geregelt, daß die Anordnung des V er-
falls eines Vermögensvorteils dann ausscheidet, wenn dadurch A nsprü-
che des V erletzten aus der Tat verkürzt bzw. ausgeschlossen würden. 
Dies scheint nur auf den ersten  Blick sachgerecht. So berichte t bei-
spielsw eise die Illustrierte „Quick" vom 11.02.1987 von einem  Fall, bei 
dem der Angeklagte ca. 15 000 Personen mit Schlamkheits- und H aar-
w uchsm itteln betrügerisch geschädigt und e inen Gewinn von etwa 
900 000 DM erzie lt hat. Es ist anzunehmen, daß nur ein bescheidener 
Anteil der Geschädigten Schadensersatzansprüche geltend m achen wird. 
Bei e iner Freiheitsstrafe, die zur Bewährung ausgesetzt wurde, dürfte 
die strafrechtliche Reaktion kaum  als Abschreckung wirken.

Der in § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB fesitgelegte V orbehalt der V erfalls-
anordnung wird sich auch bei der Um weltkrim inalität oft dysfunktional 
darstellen; denn S chadenersatzansprüche Dritter, die durch das delik- 
tische V erhalten entstanden sind, w erden e inerseits nu r zuweilen aus-
zuschließen sein. Dies gilt vor allem, wenn man bei w irtschaftlicher 
Betrachtungsw eise auch öffentlich-rechtliche K ostenerstattungsansprüche 
(z.B. nach Ersatzvornahme)®7 sowie nachzuerhebende Gebühren®8 ein- 
bezieht. A ndererseits w ird m anchmal offen bleiben, ob der T äter ta t-
sächlich in A nspruch genom m en w erden wird bzw. erfolgreich herange-
zogen w erden kann. Da die Regelung des Satzes 2 a priori die doppelte 
Inanspruchnahm e des Täters verhindern soll, dürfte bei Umtweltdelikten 
die Gewinnabschöpfung schon w egen dieser Subsidiarität in der Praxis

*5 Ebenda, S. 254 f.; vgl auch L. G ü n t e r t  aj.a.O., S. 37; E. G ö h l  er,  Gesetz  
über Ordnungswidrigkeiten , München, 1987, § 17 Rdnr. 41; H.-J. S c h r o t h  a.a.O., 
S. 160.

66 Sh. E. D r e h e r / H .  T r ö n d l e ,  Strafgesetzbuch,  München, 1985, § 73 Rdnr.
3 c, sow ie H. F r a n z h e i m  (a.a.O.) u.a. auch zujr Frage des Einflusses zu erwar-
tender Wertsteiigerungen oder von Steuerzahlungen auf die Gewinnbeorechnung.

67 K. S c h ä f e r ,  LK, Berlin, N ew  York 10. Aufl. 1985, § 73 Rdnr. 23 sow ie  
L. G ü n t e r t  a.a.O., S. 76.

M Soll der Täter oder Teilnehmer durch die Regelung des § 73 Abs. 1 Satz 2 
StGB vor doppelter Inanspruchnahme geschützt w erden (vgl. K. S c h ä f e r ,  a.a.O.), 
so sind auch nachzuerhebende Gebühren zu berücksichtigen, w enngleich  es sich  
dabei nicht um einen aus der Tat erw achsenen Anspruch i. S. dieser Regelung han-
delt.



nicht selten ins Leere laufen. Entgegen der h.M. geht Achenbach89 
aufgrund teleologischer Auslegung davon aus, daß die Inanspruchnahm e 
des Bereicherten nur dann ausgeschlossen ist, w enn der V erletzte b e-
kann t ist oder doch eine realistische Chance besteht, daß er sich noch 
m eldet70. De lege ferenda  m üßte eine Lösung angestrebt werden, bei 
der die Inanspruchnahm e des Begünstigten zur Gewinnabschöpfung so 
Lange und insoweit möglich bleibt, als Schadensersatzansprüche Dritter 
nicht rechtskräftig festgestellt worden sind. In Anlehnung an § 9 Abs. 2 
W irtscbaftssbrafgesetz und § 99 Abs. 2 OW iG sollte sich u.a. im Falle 
nachträglich nachgew iesener Schadensersatzansprüche der Anspruch bis 
zur Höhe des abgeschöpften Betrages gegen den Fiskus richten71. Im 
übrigen hätte  der Schädiger nach den allgem einen Grundsätzen zu haf-
ten. Durch Schadensersaitzleisftungen zu Gunsten Geschädigter nicht ve r-
brauch te  Beträge blieben dann verfallen.

Inwiew eit sich bei der Aktivierung der sowohl im StGB als auch 
im OWiG bestehenden Abschqpf u ngsinstrum ente w eitere Schw achstel-
len und Regelungslücken zeigen werden, läßt sich derzeit kaum  beur-
teilen. Erst die praktische Anw endung des bisher „toten Rechts" wfcrd 
Hinweise auf die Geeignetheit der Gesetzesbestim m ungen im Hinblick 
auf den verfolgten Zweck geben. Dies gilt insbesondere für Fallgesta l-
tungen, bei denen Vermögensgegensitände in das Ausland verb rach t 
Wiarden sind (vgl. auch §§ 49 Abs. 4 Satz 1, 66 Albs. 1 Nr. 2 IRG)7î.

Die p ra x’isfreund 1 iche, vor allem  praktikable W eiterentw icklung des 
Instituts „Gewininahschöpfung" ist facettenreich. Dazu zählen etw a die 
Verpflichtung des Beschuldigten zur Offenbarung der Vermögensvetr- 
hälltnisse (und zwar insoweit, wie in Frage komm ende Veirfallanordnun- 
gen dies erfordern) oder (im Hinblick auf evtl. rech tliche Bedenken73 
bei festzulegenden Miibwirkungspflichten des Beschuldigten) die Aus-
gestaltung der Gewinnäbschöpfung als V eiw altungsverfahren.

Um das rechtliche Instrum entarium  bereits schon jetzt wirksam  prä -
ven tiv eimsetzen zu können, bedarf es bei den Strafverfolgungsbehörden 
organisatorisch abgesicherter Erm ittlungsansätze (z.B. Pflicht zur Voir-

IB Vermögensrechllicher Oplerschutz im straiprozessualen Veriahren, [in:] Fest-
schrift lür Günter Blau, Berlin, N ew  York 1985, S. 19 f. Sh. auch E. D r e h e r /  
/ Н.  T r ö n d l e  a.a.O., § 73 Rdnr. 4 sowńe BGH, MDR 1986, S. 794.

10 L. G ü n t e r t  a.a.O., S. 72 ff.
71 Vgl. auch L. G ü n t e r t  ai.a.O., S. 70 m.w.H. sow ie zur rechtspolitischen  

Entwicklung H. A c h e n b a c h  a.a.O., S. 15 f. und S. 20.
n  In diesem Zusammenhang D. H o d g s o n ,  Prolils oi Crime and Recovery,  

London 1984, S. 140 ff.
73 Vgl. auch W. H a h n ,  Olienbarungspilichten im Umweltschutzrecht,  Köln, 

Barlin, Bonn, München 1984, passim. Zum Konzept der Beweislastumkehr — voirauf
hier nicht eingegangen wird — sh. § 161 Abgabenordnung und § 3 Abs. 1 Truppen- 
zollgesetz.



läge der einschlägigen A kten an für die Gewinnalbschöpfung aus-
schließlich eingesetz te Beamte). Erforderlich ist zudem eine — über 
Aus- und Fortibildung anzustrebende — spezielle Sensibilisierung 
der Ermittluingsbeamten. Nur die Hinzuziehung m otivierter Speziali-
sten w ird gew ährleisten, daß die w irtschaftlichen Vorteile als Ausfluß 
umiweltdelifctischen Handelns beweiskräftig nachgew iesen w erden kön-
nen. Als erster — w enn auch bescheidener — Erfolg in der Praxis 
w äre  es schon zu werten, wenn die Ausblendung des Verfalls gemäß 
der Regelung in § 430 i.V.m. § 442 StPO auch tatsächlich bereits im 
sta a tsanwa lt sc haf tl.ichen V erfahren aktenkundig gem acht oder aber die 
Beschränkung auf andere Rechtsfolgen gem. § 430 Albs. 1 StPO seitens 
des Gerichts erfolgen würde.

Als nachahm ensw ert soll aus e iner A nklageschrift zitiert werden, 
die die Gewinnabschöpfung beantragt. Dort heißt es:

,,N ebenbeteiligte: Gemäß § 73 Abs. 3, 74 с StGB ist bei den Nebenbeteiligten, den 
Gesellschaftern der Firma X GmbH & Co. KG A und B, ein Geldbetrag von 10 5G0 DM 
als Vermögensvorteil für verfallen zu erklären.

Sollte das Gericht keine Verfallserklärung gem. § 73 Abs. 3 StGB zum Na.ch- 
teil des Dritten, der Firma X GmbH & Co. KG anordnen, so hat das Geiricht gem. 
§ 30 Abs. 1 OWiG eine Verbandsgeldbuße gegen diese Firma festzusetzen, wobei 
gem. § 17 Abs. 4 OWiG der wirtschaftliche V orteil das Maß der Geldbuße bestimmt".

V. FONDSLÖSUNG

Da umweltdelifctisches Verhalten, soweit es individuell nicht zu-
ordenbar ist, nicht selten eine  beträchtliche Schädigungswiirkung für 
die Allgem einheit aufweist, w erden derzeit in  der rechtswissenschaft-
lichen Literatur Überlegungen zur Reform — insbesondere zur Sicher-
stellung — des Ausgleichs von Umweltsehäden angesOellt74. H inter-
grund dieser Überlegungen ist, daß Umwelitschsden für einzelne Ee- 
troffene aus vielerlei Gründen, vor allem wegen dar derzeitigen Be- 
weislasbregelungen, nur schwer durchzusetzen sind. Insbesondere das 
kum ulative Zusam m enwirken unterschiedlichster Um weltbeeinträchtigun- 
gen kann zu außergewöhnlichen Schäden für die Allgem einheit führen, 
wobei die Schadensanteile nicht den einzelnen V erursachern zurechen-
bar sind (vgl. etw a das seit Jah ren  festzustellende Waldsfterben). Es 
w ird oft darauf hingewiesen, daß damit derzeit Um weltsehäden weithin

74 E. von H i p p e l ,  Reform des Ausgleichs von Umweltsehäden?  ZRP 1986,
S. 233 ff,



nich t von Verursachern, sondern von den Opfern bzw. -der Allgem ein-
heit getragen w ürden75. Iin konsequenter Verfolgung des V eru rsacher-
prinzips i.S.v. Umweltb e  1 a s t u n g e  n und um eine  Entschädigung von 
Umweltopfern sicherzustellen, wird die Einrichtung sog, Entschädigungs-
fonds gefordert78. Ein derartiger Fonds hätte  den Vorzug der Leistungs- 
ertbriingung nach e inheitlichen Kriterien, der Entschädigung auch bei 
insolventem  V erursacher und der Finanzierung von M aßnahmen, die 
bereits seit längerem  eingetre tene ökologische Schäden beseitigen hel-
fen. Insbesondere ist hier an die Sanierung sog. Altlasiten zu denken, 
die zivilrechtlich und verwaltung&rechtMch nicht sicherzustellen ist77. 
Insoweit wird übrigens der M ittelbedarf auf 10 bis 20 Mrd. DM ge-
schätzt. Unbeschadet der Altlastenproblem atik erscheinen Fondsmodelle 
unter Präventioinsaspekten funktional, da von diesen e ine starke An- 
reizfunktion zur Schadensverhütung zu erw arten  ist78.

Fondslösungen sind auch deshalb von besonderem  Interesse, weil 
im W ege des Verfalls dem  Staat zufließende Verm ögenswerte durch 
yw eckgebundene Eiinspeisung e ine  sinnvolle und zielgerichtete V er-
wendung finden könnten. Dem Verfall käm e dann auch eine krim inal- 
pädagogische Bedeutung gegenüber dem Um w eltstraftäter zu.

Allerdings ist nicht sehr hilfreich, wenn (trotz ain sich anzuerken- 
nendem  besonderem  Engagem ent für Verbrechensopfer) Autoren offen-
bar unbeschadet rechtlicher Kriterien geltend machen, daß ein W irt-
schaftskrim ineller oder Um w eltverschm utzer zugunsten eines Opfer-
fonds überproportional belastet w erden sollte und damit gleichsam  die 
Beiträge für m ittellose Einbrecher oder Schläger m itbezahle79.

Offen muß hier bleiben, ob derartige  Fondsm odelle an die Stelle 
bisheriger Scha densers atzregelungen tre ten  sollen, zumal es einzelnen 
Geschädigten zum utbar ist, in geeigneten Fällen ih re  A nsprüche unm it-
telbar gegenüber dem Schädiger geltend zu machen. Übrigens hat der 
56. Deutsche Juristentag (Berlin 1986) die Einführung eines Um welt-
fonds abgelehnt, der durch Abgaben aller potentieller Schädiger fi-nan-

76 Dazu E. von H i p p e l  a.a.O.
76 V gl. aiuch von H i p p e l  a.a.O., S. 234 sow ie R. L u m m e r t / V .  T h i e ( m  

a.a.O., S. 195 ff.
77 Dazu etwa E. B r a n d t / H .  L a n g e ,  Kostentragung bei der Altlastensanie-  

rung, „Umwelt- und Planungsrecht" 1987, S. 11 ff. sow ie U. D i e d e r i c h s e n ,  
Die Verantwortlichkeit iür Alt lasten  im Zivilrecht,  „Betriebs-Berater" 1986, S. 1723 ff. 
m.w.H. Zu Altlasten  und Umweltrecht  auch R. К n a u b e r /  H. H. N a c k e ,  NJW  
1986, S. 1091 f.

78 Vgl. E. von H i p p e l  a.a.O., S. 234.
79 W. K i e f l / S .  L a m n e k ,  Soziologie des Opfers. Theorie, Methoden und Em-

pirie der Viktimologie, M ünchen 1986, S. 301 f.



ziert w erden sollte, wobei der Fonds u.a. auch der Schadensverhimde- 
rung hätte dienen sollen80.

Unbeschadet der Problem atik um fassender Fondslösungen sollte je-
doch ein Fonds für die Falle vorgesehen werden, bei denen eine  Viel-
zahl von Geschädigten mit einem  außergewöhnlich hohen Schaden be-
troffen ist oder e ine  Vielzahl möglicher Ursachen Kausalketten nicht 
m ehr schließen läßt und aus Gründen der Billigkeit eine  Entschädi-
gung geboten erschein t81. Bei einer solchen Konzeption kann effektiver 
Gewimnabschqpfumg nicht nur eine präventiv wirkende, sondern auch 
eine  opferfreundliche Funktion zugeschrieben werden. Dem Täter-O pfer- 
Ausgleieh82 eröffnet sich da'bei eine neue Dimension, eine auch sozial-
politisch 'bedeutsame Herausforderung an e in m odernes Strafrecht.

VI. SITUATIONSBEWERTUNG

Ein w esentliches Element der Tatgelegenheitsstruktur ste llt der Ta't- 
ertrag  d a r83. Der potentie lle  Täter, der evtl. se ine  Überführung und die
Sanktionierung seines Verhaltens durch eine  Krim inals träfe noch in 
Kauf nimmt, wird dann eher von der Straftaltlbegehung abgehalten, wenn 
ihm der Gewinn aus der Straftat mit großer W ahrscheinlichkeit zuni-
chte gem acht wird.

Das gesetzliche Instrum entarium  zur Sicherstellung, zum Verfall 
und zur Einziehung (■§§ 111 b ff. StPO und 73 ff. StGB) ist zu kom pli-
ziert und wenig prak tikabel84. Die Abschöpfung deliktischer Gewinne 
scheitert in der Praxis oft, weil die gesetzlichen Ecw eisanforderung^n 
sehr hoch sind. Deshalb sollten rechtspolitische M aßnahm en eingelei-
te t werden, die — ähnlich der Regelung in den USA. — den G r e n z ü b e r -

schreitenden Gelditiransfer alb einer bestimm ten Höhe für G eldinstitute 
■meldepflichtig m achen und Offenlegungspfliehen der V erm örensVer-
hältnisse Beschuldigter bei dringendem  V erdacht krim ineller Vermö-

80 Beschluß 61 der II. Abteilung Umweltrecht,' das Ablehnungsergebnis lautete  
30:52:13.

81 Verfehlt w ärs es allerdings, w ollte man mittels eine: solchen Fondslösung 
künftig bei bloß nicht auszuschließender Ursächlichkeit von Um weltbedingungen  
Schäden ausgleichen. Dies vermag wohl selbst ein Umweltfonds nicht zu leisten, da 
die Speisung desselben unter Heranziehung des Verursacherprinzips, das nicht auf 
die U mweltbelastung durch Schadstoffe alle ine, sondern auf den Schaden abstellt  
(und damit am Rande aüch die Gewinnabschöpfung nach §§ 73 ff. StGB und 29 a 
OWiG einschließt), nicht im erforderlichen Umfang möglich sein dürfte.

82 Dazu etwa E. K u b e ,  Systematische Kriminalprävention... ,  S. 104 ff.
83 V gl. ebenda, S. 16 ff.
84 V gl. auch L. G ü n t e r t  a.a.O., S. 84 ff.



gensgewimne festeetzen. Insbesondere bei Drogenhandel sehen manche 
Länder übrigens e ine  Beweislastumkehr hinsichtlich des bei der Fest-
nahm e sichergestellten Geldes vor, andere dehnen diese Umkehr gar 
auf das Vermögen aus, das in den lezten fünf Jah ren  erw orben wurde. 
Zu fordern ist bei uns n ich t zuletzt die Pönalisierung von Erwerb, V er-
wendung und „W aschen" von Einnahmen, w enn diese wesentlich aus 
bestim m ten krim inellen Handlungen — vor allem bei international o rga-
nisiertem  Verbrechen — herrübren. Darüber hinaus sollte in der Pra-
xis organisatorisch siichergesitellt werden, daß speziell ausgebildete Be-
am te bei en tsprechenden Fallgestaltungen zur Frage der Abschöpfung 
krim ineller Gewinne die Erm ittlungsbeam ten beraten und das Ergebnis 
der Zusatzerm ittlungen aktenkundig machen.

Inzwischen liegt 'bekanntlich e in Referentenentw urf zur Ergänzung 
des Betäubungsmittel gesetzes vor. Danach soll der Erwerb, Besitz, Ge-
brauch oder das „W aschen’' von Gewinnen, die aus illegalem Eetäu- 
bungsm ittelhandel stammen, m it Strafe bewehrt werden. In der Be-
gründung zu dem Entwurf (Stand: 2. April 1986) wird betont, daß  die 
vorgesehene Strafbarkeit des Erwerbs etc. auch m i t t e  1 b a r aus uner-
laubtem  H andeltreiben mit Betäubungsm itteln herrührender Vermögens-
gegenstände dem V erhalten von G roßdealern entspreche: Die schein-
bar legale Geldanlage w ird häufig erst nach w iederholten Um tauschak-
tionen verschiedener M ittelsm änner vorgenomm en. Deshalb ist es nach 
dem Gesetzesvorschlag nicht erforderlich, daß die Beziehung der Ver- 
m ögensgegenStände zu einem  bestim m ten Betäubungsm ittelgeschäft nach-
gewiesen wird, w enn feststeht, daß der Verm ögensgegenstand über-
haupt aus dem Betäubungsm ittelhandel stammt.

Das Bundesministerium der Justiz will offenbar die aktuelle Situa-
tion bei deT Abschöpfung krim ineller Betäubungsm ittelgewinne85 durch 
e ine  Rech tstatsachenuntersuchung feststellen. Es ist zu befürchten, daß 
sich damit die gesetzgeberische M aßnahm e zeitlich erheblich verzögert.

Die mit dem  Institut des Verfalls gem achten Erfahrungen lassen 
verm uten, daß die vorgesehene bescheidene Änderung des Betäubungs-
m itte lrechts für sich alle in bei der erm ittlungsaufwendlgen Gewinnab-
schöpfung nicht zu nachhaltigen und präventionsw irksam en Anpassungs-
m aßnahm en in der Praxis führen dürfte. Es besteh t die Gefahr, daß 
das V erfahren zur Abschöpfung krim ineller Gewinne, ähnlich wie das 
mit ihm verw andte A dhäsionsverfahren, selbst nach einem so novellier-
ten BtMG w eitgehend unbeachtet bleiben wird. V ertan wird die Chan-
ce der um fassenderen Neukonzeption der V erfallvorschriften in § § 7 3  
ff. StGB, wobei unter dem  A spekt der Praktikabilität eine „integrierte

«  Ebenda, S. 98 f.



Gewininaibschöpfung", wie sie im § 17 OWiG geregelt ist, e inen O rien-
tierungsrahm en darstellen könnte. Darüber hinaus enthält § 29 a OWiG 
einen  diskus s ions würdigen Ansatz.

Derzeit b iete t sich e ine  polizeiliche und staatsam waltschaf tliiche Vor- 
ireiiterfumfction für die Gawiinnabschöpfung bei Um weltdelikten an. Denn 
hier besteh t die Chance, rechtliche und faktische Schwierigkeiten lei-
chter zu überwinden. Nicht selten wird es nämlich möglich sein, den 
Beweisanforderungen zu genügen, weil — im Gegensatz zu anderen 
D eliktsbereichen — grundsätzlich keine Verschiebung illegaler Vermö-
gensw erte unter Ausnutzung konspirativer M ethoden stat'tfindet, son-
dern der Gewinn erkennbar in der Ersparnis von Aufw endungen für 
Gebühren oder für Investitionen beruht. Gerade die verm iedene Ge-
bührenzahlung wird prinzipiell problem los feststellbar sein. Zudem dür-
fte  'bei einzelnen Fallgestaltungen der Ausschluß des Verfalls gemäß 
§ 73 Abs. 1 Satz 2 StGB m angels Schadensersatzforderung Dritter p rak -
tisch unerheblich bleiben. Dies gilt beispielsweise grundsätzlich für die 
unzulässige Schadstoffibeeinträchtigung der Luft oder oberirdischer Ge-
wässer (soweit nich t etw a für Trinkw asserveraorgungseinrichtungen 
oder F ischereiverbände Schäden entstehen). Bei unterlassenen Investi-
tionen dürfte es allerdings schw ieriger sein, die ersparten  Kosten kon-
k ret nachzuw eisen bzw. überhaupt schon die erforderliche Investition 
zu begründen (vgl. z.B. die Lagerung giftiger Stoffe in der Nähe eines 
Flusses, ohne daß im Falle e ines Brandes ein Auffangbecken für Lö-
schwasser vorhanden ist). Hier könnten sensibilisierte 'Umweltbehörden 
m it einer besonders differenzierten Genebmigungs- und Kontrollpraxis 
für diese scheinbar am Rande liegenden Verw altungsaufgaben bei der 
Effektivierung der Gewirmaibschöpfumg hilfreich sein.

Zusam m engefaßt läßt sich feststellen, daß die Gewinmabschöpfungs 
bei Umweltdelifcten e inen w irksam en Hebel darstellen könnte, den Straf-
täter bei der Einschätzung der „Rentabilität"86 nachhaltig zu verun-
sichern.

Edwin Kube

O „RENTOWNOŚCI" PRZESTĘPSTW PRZECIWKO ŚRODOWISKU

Sprawcy przestępstw przeciwko środowisku nie są osobnikami, u których w y-
stępow ałyby „deformacje" o charakterze psychicznym  czy socjalnym . Są to najczę-

86 Zu dieser Orientierung bei Um weltstraftätern vgl. G. W. W i t t k ä m p e r  
a.a.O. In diesem  Zusammenhang vgl. auch K. T e r  h a r t ,  Die Befolgung von U mwelt-
schutzaullagen als betriebswirtschaltliches Entscheidungspioblem,  Berlin 1986.



ściej normalni, społecznie przystosow ani obyw atele, którzy w swym  życiu codzien-
nym — niekoniecznie tylko w czasie w ykonyw ania zaw odu —  popełniają czyny  
karalne. W postępowaniu swym kierują się — jak się w ydaje — aspektami su-
biektywnie pojmowanej racjonalności. Źródłem ich przestępczości jest w znacznej 
mierze niedbalstwo i w ygodnictwo. Ważnym czynnikiem w pływ ającym  na podejmo-
wanie decyzji w ydają się u nich być przede wszystkim widoki na „rentowność"  
ich postępowania.

Podstaw ę dla w szystkich porównań w sferze działalności gospodarczej stanowi  
ostatecznie zasada ekonomii, która wymaga konfrontowania nakładów i osiąganych  
korzyści (stanowiących wyraz efektyw ności działania). W języku potocznym ope-
ruje się  pojęciem opłacalności, biorąc pod uw agę aspekty nakładów i korzyści.

Pozycją po stronie kosztów jest praw dopodobieństwo w ykrycia, w yśw ietlenia  
przestępstwa oraz możliwe sankcje i ich przew idywane rozmiary. Problemy struktu-
ralne obserwow ane przy zwalczaniu przestępczości w tej dziedzinie, szczególnie  
w zakresie zabezpieczania i przeprowadzania dowodów , jak i pow szechnie znany  
deficyt świadom ości środowiskow ej — nie tylko u indywiduajnych obyw ateli, lecz  
również u decydentów  państwow ych —  świadczą o tym, że sama strona kosztów  
decyduje o efektach prewencji tylko w nikłym stopniu. W ynikałoby z tego, że 
nawet osoby społecznie przystosow ane decydują się stosunkowo łatwo na popełnie-
nie czynu karalnego przeciwko środowisku.

Wobec pow yższego, istotnego znaczenia nabiera potrzeba) wzmocnienia oddzia-
ływ ania drugiej składow ej w równaniu rentow ności, m ianowicie sfirony w ykazu-
jącej korzyści. Podstawę do przeprowadzenia takiego rachunku stanowią dwa naj-
w ażniejsze w tym odniesieniu, zawarte w § 73 ii następnych kk (StGB), ustalenia
o prawie do wyrównania szkody oraz o określeniu  i odprowadzeniu w ynikłego z ta-
kiego działania zysku. Praktyka codzienna w ykazuje jednak, że § 73 i następne są  
faktycznie „prawem martwym". N ie pomniejszając wagi specyficznych problemów  
pow stających w trakcie realizacji praktycznej — co również w skazuje na potrzebę  
przeprowadzenia zmian o charakterze prawnopolitycznym — niezbędne jest uaktyw -
nienie przepisu o odprowadzaniu zysku przede w szystkim ze względu na efektyw -
ność prewencji.

Poważne problemy w ynikające z obowiązku przeprowadzenia dowodu w związku  
z prawem do odszkodowania wskazują na potrzebę istnienia funduszu odszkodowań  
dla ofiar środowiska. Fundusz taki mógłby byc zasilany przez dopływ  sum zysków  
osiąganych w  sposób kolidujący z przepisami kodeksu karnego. Przepadkowi tych  
sum w drodze postępowania karnego tow arzyszyłoby zarazem oddziaływanie kry- 
m inalno-wychow awcze w stosunku do sprawcy przestępstwa przeciwko środowisku. 
Koncepcja ta zawiera now e możliwości wyrów nania tzw. rachunku sprawca—ofiara 
oraz wskazuje poważne zadanie dla w spółczesnego prawa karnego.


